Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7 / 2001 

17. 04. 74 


Sachgebiet 233 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Niegel, Sick, Dr. Burgbacher, 
Orgaß und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1945 - 

betr. kinderfreundlichen Wohnungsbau 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
hat mit Schreiben vom 17. April 1974 - L 3 - 02 01 13 - 3/2 - 
namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt be- 
antwortet: 

Die in der Bundesrepublik geltenden Bauvorschriften der Bun- 
desländer - Förderungsbestimmungen für den sozialen Woh- 
nungsbau und bauaufsichtliche Bestimmungen - verhindern kei- 
nesfalls „ein kindgemäßes Spielen" in den Wohnungen. Die 
Festlegungen z. B. hinsichtlich der Größe von Spielflächen inner- 
halb der Wohnung und des Schallschutzes gegenüber Nachbar- 
wohnungen stellen lediglich Mindestwerte dar, die nicht unter- 
schritten werden dürfen. In der Praxis werden jedoch häufig 
höhere Werte angewandt. 

Die Vergabe der Bundesmittel für den sozialen Wohnungsbau 
wird alljährlich mit Einsatzrichtlinien versehen, in denen u. a. 
die Einhaltung technischer Auflagen gefordert wird. Sie wenden 
sich an die Länder mit dem Ziel ihrer Aufnahme in die von den 
Ländern zu erlassenden W ohnungsbauförderungsbestimmun- 
gen. Zu diesen Auflagen gehört die Verpflichtung zur Anwen- 
dung der DIN 18011 über Stellflächen, Abstände und Bewe- 
gungsflächen im Wohnungsbau. 

Die DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau) gehört zu den von den 
Bundesländern als Richtlinie für die Bauaufsichtsbehörden ein- 
geführten Normen. Die hier festgelegten Mindestwerte müssen 
im gesamten Wohnungsbau eingehalten werden. In den oben 
erwähnten „Einsatzrichtlinien" des Bundes wird u. a. empfoh- 
len, den in DIN 4109 über den Mindestschallschutz hinaus vorge- 
schlagenen „erhöhten Schallschutz" vorzusehen. 

Wenn auch der Bund für den Erlaß der Vorschriften und für die 
Überwachung ihrer Einhaltung nicht unmittelbar zuständig ist, 
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so wirkt er doch maßgeblich an ständigen Verbesserungen der 
Wohnungsbaunormen mit und vergibt vorbereitende For- 
schungsarbeiten. 


Die Einzelfragen beantworte ich wie folgt: 


1. Hat die Bundesregierung bisher Anstrengungen unternommen, 
im Wohnungsbau allgemein größere Spielflächen in Kinder- 
zimmern und besseren Schallschutz durchzusetzen? 

Nach eingehenden, im Auflrag meines Hauses durchgeführten 
Forschungsarbeiten, hat die Neufassung der DIN 18011 im Jahre 
1967 erstmals Spielflächen innerhalb von Wohnungen ausgewie- 
sen und damit einen entscheidenden Fortschritt bewirkt. Nach 
dieser Norm sind Kinderzimmer so zu bemessen, daß sie außer 
zum Schlafen auch zum Spielen und Arbeiten Platz bieten. Die 
vorzusehenden Möbelstellflächen für Bett(en), Kleider-Wäsche- 
schrank und Arbeitstisch sind als Mindestwerte angegeben. In 
jedem Kinderzimmer wird eine von Möbeln freie Grundfläche 
von etwa 120 x 180 cm Größe als Spielfläche gefordert. Die Spiel- 
fläche kann aber auch mit dem Eßplatz zu einem Raum oder 
Raumteil zusammengefaßt werden, wenn dieser durch Fenster 
belichtet und belüftet und durch eine Tür gegen die Küche ab- 
getrennt ist. 

Die Größe von Kinderzimmern ist also nicht direkt festgelegt. 
Vielmehr ergeben sich die Mindestabmessungen - je nach Raum- 
form, Tür- und Fensteranordnung - aus den freizuhaltenden 
Stellflächen, den zu berücksichtigenden Abständen sowie den 
Bewegungs- und Spielflächen. Wie zahlreiche Beispiele zeigen, 
sind danach für ein richtig bemessenes Einbett-Kinderzimmer mit 
Spielfläche mindestens 7 bis 8, für ein Zweibett-Kinderzimmer 
mit Spielfläche mindestens 11 bis 12 qm erforderlich. Oft werden 
jedoch größere Raumflächen gewählt. 

Die Anforderungen an den Schallschutz sind in den Nachkriegs- 
jahren mehrfach erhöht worden. Zur Zeit gilt die Fassung Sep- 
tember 1962 des Normblattes DIN 4109. Hiernach wird für Woh- 
nungstrenndecken und Wohnungstrennwände ein Luftschall- 
schutzmaß von 0 dB gefordert. Empfohlen werden aber Werte, 
die über 3 dB liegen. Das Trittschallschutzmaß für Wohnungs- 
trenndecken soll mindestens 3 dB betragen. Empfohlen werden 
13 dB. 

Die Verbesserungen des Schallschutzes waren nur durch große 
Forschungsanstrengungen möglich. Weitere Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten über den Schallschutz werden z. Z. im Auf- 
träge meines Hauses durchgeführt. Darüber hinaus wurde im 
Jahr 1973 von mir ein Auftrag erteilt, durch den auf der Grund- 
lage neuester Erkenntnisse und Forschungsergebnisse ein erster 
Vorschlag für eine Neufassung der DIN 4109 - mit weiter ver- 
schärften Anforderungen - erarbeitet werden soll. Erhöhte 
Schallschutzanforderungen nur für Kinderzimmer sind allerdings 
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nicht zweckmäßig und auch kaum möglich, da der Schall über 
Wohnungsdecken und -trennwände insgesamt an die Nachbar- 
wohnungen weitergeleitet wird. Innerhalb der Wohnungen wer- 
den keine Schallschutzmaßnahmen gefordert, zumal die verhält- 
nismäßig hohe Schalldurchlässigkeit der Türen einen besseren 
Schallschutz der Wände problematisch machen würde. Bei klei- 
neren Kindern sind die Eltern vielfach sogar an einer akusti- 
schen Verbindung interessiert. 


2. Ist die Bundesregierung mit den Fragestellern der Auffassung, 
daß die Normen im Wohnungsbau in Kinderzimmern eine Spiel- 
fläche von mindestens 5 m 2 vorsehen sollten? 


Die Größe der Kinderzimmer sollte man nicht völlig getrennt 
von der Wohnungsgröße betrachten. Im sozialen Wohnungsbau 
sind die 1972 fertiggestellten Wohnungen im Schnitt mit 76,4 m 2 
um 24,7 m 2 - also um ein Drittel - größer als die 1953 fertigge- 
stellten Sozialwohnungen (durchschnittliche Wohnfläche: 51,7 
m 2 ). Die durchschnittliche Größe aller Neubauwohnungen stieg 
von 54,8 m 2 im Jahr 1952 auf 84,8 m 2 im Jahr 1972. Das wirkte 
sich auch auf die Kinderzimmer aus. Eine weitere Vergröße- 
rung der Wohnflächen, nach Möglichkeit auch eine weitere Ver- 
größerung der Kinderzimmer, erscheint wünschenswert. Minde- 
stens jedem schulpflichtigen Kind sollte ein eigener Raum zur 
Verfügung stehen. Ob aber in Neubauten künftig generell Spiel- 
flächen von mindestens 5 nv in Kinderzimmern verlangt werden 
können, bleibt in Anbetracht der Auswirkungen auf die Höhe 
der Mieten fraglich. Ich werde diese Frage dem für die Neufas- 
sung von DIN 18011 zuständigen Fachnormenausschuß Bau- 
wesen in Berlin vorlegen. 

Im übrigen geht es nicht nur darum, die Flächen einzelner Neu- 
bauwohnungen möglichst rasch zu vergrößern. Solange noch ein 
erheblicher Mangel an größeren Wohnungen für Familien mit 
Kindern besteht, kommt es auch darauf an, die Zahl dieser Woh- 
nungen zu steigern. Dies hat im Rahmen des sozialen Woh- 
nungsbaues durch eine entsprechende Förderung zu geschehen. 
In diesem Zusammenhang weise ich besonders auf das jetzt 
angelaufene gemeinsame Modernisierungsprogramm von Bund 
und Ländern hin, nach dem auch die Zusammenlegung von klei- 
nen Wohnungen gefördert werden kann. Damit können in Ein- 
zelfällen mit relativ geringem Aufwand familiengerechte und für 
Kinder ausreichend bemessene Wohnungen entstehen. 


3. Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß der Schallschutz im 
Wohnungsbau mit Rücksicht auf die Kinder erheblich verbessert 
werden muß? 

Eine weitere Verbesserung des Schallschutzes im Wohnungs- 
bau wird auch von der Bundesregierung angestrebt. Sie fördert 
deshalb - wie bereits erwähnt - entsprechende Forschungsarbei- 
ten. 
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4. Was wird die Bundesregierung tun, um kinderfreundlichen Bau- 
regeln und -Vorschriften Geltung zu verschaffen? 

Schon in der Vergangenheit hat sich die Bundesregierung - im 
Rahmen ihrer Zuständigkeiten - mit Erfolg um eine Verbesse- 
rung des Wohnungsstandards, auch im Interesse der Kinder, 
bemüht. Die Vergabe zahlreicher Forschungsaufträge, die Unter- 
stützung der Normung, die ständige Erhöhung der Anforderun- 
gen in den „Einsatzrichtlinien für den sozialen Wohnungsbau", 
die Realisierung vorbildlicher Lösungen in Demonstrativbauten 
u. a. dienten diesem Ziel. Die Bundesregierung wird sich auch 
weiterhin für kinderfreundliches Bauen einsetzen. 

Ein besonderer Meilenstein auf diesem Weg ist die Förderung 
von flexiblen Wohngrundrissen. Bei dieser Wohnform kann eine 
Familie durch Versetzen der Trennwände selbst den Grundriß 
festlegen. Dadurch werden unterschiedliche Nutzungen der 
Räume ermöglicht. Man kann die Wohnung jederzeit sich 
ändernden Anforderungen anpassen. Flexible Wohngrundrisse 
bieten insbesondere die Möglichkeit, die vom Alter der Kinder 
abhängigen, oft entgegengesetzten Wünsche nach gemeinsamen 
Spielflächen, nach ungestörtem Individualbereich oder nach 
Raum für spezielle Hobbys durch entsprechende Grundrißver- 
änderungen weitgehend zu erfüllen. 

Der von meinem Hause veranstaltete Bauwettbewerb „Flexible 
Wohngrundrisse" und der gemeinsam mit dem Magazin „Stern" 
durchgeführte Bauwettbewerb „Elementa 72" brachten wichtige 
Impulse auch für kinderfreundliches Bauen. 
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